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Frau Stadtverordnetenvorsteherin
Margarete Hartmann
Stadtschloss
36037 Fulda

Fulda, I2.1t.2025

Antras auf Schaffuns e¡nes Ortes zur Pflanzunp e¡nes Gedenkbaumes für die

er¡tre¡sche Gemeinschaft

Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin,

der Ausländerbeirat der Stadt Fulda beantragt, dass im Stadtgebiet Fuldas, vorzugsweise am

Aueweiher, ein Ort geschaffen wird, an dem die eritreische Gemeinschaft in Fulda einen

Baum zum eritreischen Märtyrertag, dem 20. Juni, pflanzen kann.

DieserTag ist für die eritreische Gemeinschaft weltweit von besonderer Bedeutung, da an

diesem Tag den zahlreichen Gefallenen der eritreischen Unabhängigkeits- und

Souveränitätsbestrebungen gedacht wird. Hierbei handelte es sich um die Unabhängigkeit

von Äthiopien, die viele Opfer forderte. Außerdem soll dieser Baum als Symbol für das

Streben nach Demokratie stehen.



Die eritreische Gemeinschaft wird, sollte ein Platz gefunden werden, diesen Baum sowohl

auf eigene Kosten anschaffen als auch selbst einpflanzen. Dort möchte sie sich versammeln

und der obengenannten Ereignisse und deren Opfer gedenken.

Der Ausländerbeirat bittet die Stadtverordnetenvorsteherin den Antrag an die Fraktionen

weiterzuleiten und in der Stadtverordnetenversammlung zu behandeln, um eine

Entscheidung in dieser Angelegenheit herbeizuführen.

Mit freundli ße

Demir

der des Ausländerbeirates der Stadt Fulda

(
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Antrag der AfD-Fraktion 
                                                         

 

 

Überprüfung der Vereinbarkeit des Vereins „Fulda stellt sich quer e. V.“ in der 

„Partnerschaft für Demokratie“ 

 

 

Vorbemerkungen: 

 

Die „Partnerschaft für Demokratie“ im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ 

verfolgt das Ziel, demokratische Grundwerte, Meinungsvielfalt, Pluralismus sowie die aktive 

Beteiligung der Zivilgesellschaft zu stärken. Geförderte Träger und Vereine müssen diese 

Grundprinzipien nicht nur formal, sondern auch in ihrem öffentlichen Auftreten und in der 

Haltung ihrer verantwortlichen Repräsentanten tragen. 

 

Die Stadt Fulda beteiligt sich an diesem Programm und arbeitet hierbei mit 

zivilgesellschaftlichen Akteuren zusammen, darunter der Verein „Fulda stellt sich quer e. V.“. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 

1. Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen, 

ob der Verein „Fulda stellt sich quer e. V.“ unter Berücksichtigung der 

öffentlichen Äußerungen seines Vorsitzenden Andreas Görke weiterhin die 

Voraussetzungen erfüllt, Teil der Fuldaer „Partnerschaft für Demokratie“ zu sein. 

2. Gegenstand der Prüfung sollen insbesondere sein: 

o das öffentliche Demokratie- und Meinungsfreiheitsverständnis 

maßgeblicher Vereinsvertreter, 

o der Umgang mit demokratisch legitimierten Mandatsträgern, 

o sowie die Vereinbarkeit öffentlicher Forderungen nach redaktioneller 

Einschränkung oder „Einordnung“ politischer Aussagen gewählter 

Abgeordneter mit den Zielen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“. 

3. Der Magistrat legt der Stadtverordnetenversammlung das Prüfergebnis 

einschließlich einer Bewertung möglicher Konsequenzen für die weitere 

Zusammenarbeit im Rahmen der „Partnerschaft für Demokratie“ vor. 
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AfD-Fraktion in der 

Stadtverordnetenversammlung 

 

Pierre Lamely (Fraktionsvorsitzender) 

 

pierre.lamely.stavo@afd-fulda.de  

  

  

 

 

 
Frau Stadtverordnetenvorsteherin  
Magistrat der Stadt Fulda 
Schlossstraße 1 
36037 Fulda 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht Unser Zeichen, Unsere Nachricht Telefon, Name Datum 

   21.12.2025 

mailto:pierre.lamely.stavo@afd-fulda.de
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Begründung 

 

Demokratie lebt vom offenen, auch kontroversen Meinungsstreit. Dazu gehört ausdrücklich, 

dass gewählte Abgeordnete ihre politischen Positionen frei äußern können und diese durch 

Presseorgane ohne politische Vorfilterung oder moralische „Einordnungen wiedergegeben 

werden. 

 

So äußerten sich die beiden Fuldaer Abgeordneten Thomas Hering und Pierre Lamely nach 

den Ausschreitungen in Gießen wie folgt in der Fuldaer Zeitung: 

 

Der Vorsitzende des Vereins „Fulda stellt sich quer e. V.“ Andreas Görke hat sich in einem in 

der Fuldaer Zeitung veröffentlichten Leserbrief dahingehend geäußert, dass Aussagen zweier 

demokratisch gewählter Abgeordneter entweder nicht oder nur unter redaktioneller 

„Einordnung“ veröffentlicht werden sollten. Konkret äußerte er sich wie folgt: 
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Diese Forderung läuft auf eine Einschränkung der gleichberechtigten öffentlichen Sichtbarkeit 

parlamentarischer Positionen hinaus. 

 

Ein solches Verständnis steht in einem Spannungsverhältnis zu zentralen Grundsätzen 

demokratischer Ordnung: 

 

• der Freiheit des Mandats, 

• der Meinungs- und Pressefreiheit, 

• sowie dem Prinzip politischer Gleichwertigkeit gewählter Vertreter. 

 

Unabhängig von der inhaltlichen Bewertung einzelner politischer Aussagen ist es nicht Aufgabe 

zivilgesellschaftlicher Akteure, redaktionelle Zensur oder politische Filtermechanismen 

gegenüber Mandatsträgern einzufordern. Erst recht darf ein Verein, der Teil eines staatlich 

geförderten Demokratieprogramms ist, nicht den Eindruck erwecken, demokratische Teilhabe 

sei an politische Übereinstimmung gebunden. 

 

Die Prüfung dient ausdrücklich nicht der Sanktion abweichender Meinungen, sondern der 

Klärung, ob Haltung und öffentliches Auftreten der Vereinsführung mit den Förderzielen der 

„Partnerschaft für Demokratie“ vereinbar sind. 

 

Gerade Programme zur Demokratieförderung müssen höchsten Maßstäben an Pluralismus, 

Toleranz und Offenheit genügen. 

 

Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, dass der Verein in der laufenden Legislaturperiode 

wiederholt durch öffentliche Äußerungen und Positionierungen aufgefallen ist, die ein 

einseitiges Demokratieverständnis erkennen lassen. Eine erkennbare Weiterentwicklung oder 

selbstkritische Reflexion dieser Haltung ist bislang nicht ersichtlich. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Pierre Lamely       
- Fraktionsvorsitzender -          


